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1. Der Parlamentarische Rat hat sich auf-
grund der schlechten Erfahrungen mit Volks-
entscheiden in der Weimarer Republik für ei-
ne reine Repräsentativdemokratie entschie-
den. Es gibt keinen Grund, an dieser Ent-
scheidung zu rütteln.

2. Es können lange Fristen für eine umfas-
sende Information der Bevölkerung vorgese-
hen werden, um Manipulationen und Ent-
scheidungen aufgrund kurzfristiger Stimmun-
gen zu erschweren.

3. Elemente direkter Demokratie sind auf
kommunaler und Landesebene wegen der
Überschaubarkeit der zu entscheidenen Fra-
gen und der geringen Zahl der Abstim-
mungsberechtigten praktikabel. Für die kom-
plexen Probleme der Bundespolitik sind sie
nicht geeignet.

4. Aktive, gut organisierte Minderheiten
können ihre Sonderinteressen durchsetzen.
Ebenso kann es zur Missachtung von Inter-
essen nicht durchsetzungsfähiger Mehrheiten
kommen.

5. Der Manipulation würde Tor und Tür
geöffnet. Macht würde denen zufallen, die
die dem Volk vorzulegenden Fragen formu-
lieren und Zugang zu den Medien haben. Di-
rekte Demokratie ist eine „Prämie für jeden
Demagogen.“ (Theodor Heuss)

6. Das repräsentative System wird durch di-
rekte Bürgerbeteiligung nicht abgeschafft,
sondern ergänzt. Das Parlament bleibt der
Ort politischer Auseinandersetzungen und
Entscheidungen. Volksabstimmungen kön-
nen jedoch das Parlament zwingen, sich mit
Themen zu befassen, die die Gesellschaft
bewegen.

7. Ein per Volksabstimmung beschlossenes
Gesetz kann leicht den Anschein größerer
Legitimität gewinnen. Es ist auch weniger
korrigierbar als parlamentarische Entschei-
dungen. Es könnte sich die Tendenz ent-
wickeln, das Parlament nur noch weniger
wichtige Fragen entscheiden zu lassen.

8. Der Missbrauch von Plebisziten kann da-
durch ausgeschlossen werden, dass zu be-
stimmten Problemen – etwa Haushalt, Steu-
ern, Außenpolitik – Volksbefragungen nicht
zugelassen werden.

9. Die Zeit ist gekommen, den Bürgerinnen
und Bürgern Möglichkeiten direkter Beteili-
gung an politischen Entscheidungen ein-
zuräumen. Das Deutschland von heute ist
mit der Weimarer Republik nicht vergleich-
bar. Demokratisches Bewusstsein und Infor-
mationsgrad der Bevölkerung sind heute un-
gleich höher als damals.

10.Die Verfassungen der meisten alten und
aller neuen Bundesländer sehen Volksbegeh-
ren und Volksentscheide auf Landes- und
kommunaler Ebene vor. Sie sind auch viel-
fach praktiziert worden, teilweise mit
großem Erfolg und ohne negative Begleiter-
scheinungen.

11. Bei Volksbefragungen müssen komplizier-
te politische Probleme auf eine einfache Ja-
oder Nein-Alternative reduziert werden. Ent-
scheidungen in der pluralistischen Demokra-
tie sind aber auf Kompromisse angelegt.

12.Die Mindestbeteiligung kann hoch ange-
setzt werden, um die Durchsetzung von Min-
derheitsinteressen zu verhindern.
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(nach: Horst Pötzsch, Die deutsche Demokratie, Bonn 1999, 2. Auflage, S. 8)

?Kreuzt jeweils an, ob es sich bei dem Argument um ein Argument für (pro) oder gegen (contra) 
„Direkte Demokratie“ handelt.

Führt ein Streitgespräch (Pro- und Contra-Debatte) durch (vgl. Methoden-Kiste).

Tipp: Der aktuelle Stand zum Thema „Volksabstimmung“ unter www.bundestag.de (suche Volksinitiative,
Volksbegehren, Volksentscheid)

?Schreibt hinter jedes Pro-Argument die Nummer des dazugehörigen Contra-Arguments.
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